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1. Einleitung 

Die nachfolgende Dokumentation soll einen Überblick über die in den letzten fünfzehn Jahren 
vertretenen Initiativen und Standpunkte zum Thema „Einführung einer allgemeinen Dienstpflicht 
von Männern und Frauen“ geben.  

Die Auswertung der Parlamentsdokumente ergab, dass es in der Vergangenheit offenbar keine 
direkten politischen Initiativen zur Einführung einer allgemeinen Dienstpflicht auf Bundesebene 
gegeben hat. Die Bundesregierung wurde mehrmals gefragt, ob sie die Einführung einer allgemei-
nen Dienstpflicht beabsichtige, was diese stets verneinte. Dabei verwies sie häufig darauf, dass in 
dem im Jahr 2004 veröffentlichten Abschlussbericht der Kommission „Impulse für die Zivilgesell-
schaft“1 die Einführung einer allgemeinen Dienstpflicht nicht empfohlen worden sei und es zudem 
rechtliche Bedenken gebe. 

Die Recherche nach Pressedokumenten der letzten fünfzehn Jahre zum Thema ergab zahlreiche 
Treffer, weshalb für diese Dokumentation lediglich eine Auswahl getroffen wurde. Bei der Auswer-
tung der Presseartikel zeigte sich, dass in der Vergangenheit mehrere Politiker für die Einführung 
einer allgemeinen Dienstpflicht plädiert haben (vgl. zu den Intra- bzw. Internetfundstellen der 
Artikel, auf die nachfolgend verwiesen wird, unten Ziff. 4): Wolfgang Böhmer2 (CDU), Lorenz 
Caffier3 (CDU), Sigmar Gabriel4 (SPD), Franz Josef Jung5 (CDU), Roland Koch6 (CDU), Friedrich 
Merz7 (CDU), Peter Müller8 (CDU), Eckhardt Rehberg9 (CDU), Friedhelm Repnik10 (CDU), Otto 

                                     

1 Bericht S. 7: http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Broschuerenstelle/Pdf-Anlagen/perspektiven-f_C3_BCr-
freiwilligendienste,property=pdf.pdf.  

2 Unionsfraktion gegen soziales Pflichtjahr, Süddeutsche Zeitung vom 30.04.2004; Vorstoß für soziales Pflichtjahr 
hat wenige Befürworter, welt.de vom 20.01.2004. 

3 Minister Caffier fordert soziales Pflichtjahr für alle, Ostsee-Zeitung vom 07.05.2016; CDU fordert ein Pflichtjahr 
für Jugendliche in der Flüchtlingshilfe, Hannoversche Allgemeine Zeitung vom 03.11.2015. 

4 Unionsfraktion gegen soziales Pflichtjahr, Süddeutsche Zeitung vom 30.04.2004. 

5 "Ich bin für eine Dienstpflicht", Der hessische CDU-Spitzenkandidat Franz Josef Jung über konservatives Profil 
und Probleme in der Pflege, Frankfurter Rundschau vom 03.09.2013; Jungs Vorschlag für Dienstpflicht vom 
Tisch, Frankfurter Rundschau vom 22.10.2010. 

6 CDU-Politiker kämpfen für Dienstpflicht, Financial Times Deutschland vom 30.08.2010. 

7 Dienstpflicht für Frauen? Unionsfraktionschef Merz stößt mit Vorschlag auf Ablehnung, Hamburger Abendblatt 
vom 12.04.2002. 

8 CDU-Politiker kämpfen für Dienstpflicht, Financial Times Deutschland vom 30.08.2010. 

9 CDU fordert ein Pflichtjahr für Jugendliche in der Flüchtlingshilfe, Hannoversche Allgemeine Zeitung vom 
03.11.2015. 

10 Brauchen wir ein soziales Pflichtjahr?, Rheinischer Merkur vom 03.06.2004; Vorstoß für soziales Pflichtjahr hat 
wenige Befürworter, welt.de vom 20.01.2004. 
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Schily11 (SPD), Guntram Schneider12 (SPD), Peer Steinbrück13 (SPD), Brigitte Zypris14 (SPD), Willi 
Zylajew15 (CDU). 

2. Parlamentsdokumente  

In ihrer Antwort vom 18.01.2012 auf die am 29.06.2011 von der SPD-Fraktion gestellte Große An-
frage „Der demografische Wandel in Deutschland – Handlungskonzepte für Sicherheit und Fort-
schritt im Wandel“ lehnte die Bundesregierung unter Verweis auf den Abschlussbericht der 
Kommission „Impulse für die Zivilgesellschaft“ die Einführung eines sozialen Pflichtjahres aus-
drücklich ab: http://dip21.bundestag.btg/dip21/btd/17/083/1708372.pdf (S. 57). 

In ihrem Antrag an die Bundesregierung vom 26.10.2010 „Ausbauoffensive für Freiwilligendienste 
jetzt auf den Weg bringen – Quantität, Qualität und Attraktivität steigern“ sprach sich die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen ausdrücklich gegen ein soziales Pflichtjahr u.a. mit der Begründung aus, 
dass es „verfassungswidrig, unbezahlbar und realitätsfern“ sei: http://dip21.bundes-
tag.de/dip21/btd/17/034/1703436.pdf (S. 2). 

In ihrer Antwort vom 06.10.2010 auf die am 16.09.2010 von der Fraktion Die Linke gestellte 
Kleine Anfrage „Zukunft des Zivildienstes“ weist die Bundesregierung darauf hin, dass der Ein-
führung einer allgemeinen Dienstpflicht erhebliche rechtliche Bedenken entgegenstünden: 
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/17/031/1703194.pdf (S. 2). 

In der Antwort vom 30.08.2010 auf die schriftliche Anfrage der Abgeordneten Veronika Bellmann 
(CDU/CSU) weist der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Hermann Kues darauf hin, dass der 
Einführung einer allgemeinen Dienstpflicht erhebliche rechtliche Bedenken entgegenstünden: 
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/028/1702843.pdf (S. 41). 

Auf die am 10.03.2008 von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen gestellte Kleine Anfrage „Optionale 
Verlängerung des Zivildienstes“ antwortete die Bundesregierung am 31.03.2008, dass sie keine 
gesetzlichen Regelungen plane, die auf die Einführung einer allgemeinen Dienstpflicht zielten: 
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/086/1608678.pdf (S. 3). 

In ihrem Antrag „Wehrpflicht überwinden – Freiwilligenarmee aufbauen“ vom 19.09.2007 spricht 
sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ausdrücklich gegen die Einführung einer allgemeinen 

                                     

11 Unionsfraktion gegen soziales Pflichtjahr, Süddeutsche Zeitung vom 30.04.2004. 

12 Schneider will soziales Pflichtjahr für Jugendliche, Westdeutsche Allgemeine Zeitung vom 25.06.2011. 

13 Unionsfraktion gegen soziales Pflichtjahr, Süddeutsche Zeitung vom 30.04.2004; Vorstoß für soziales Pflichtjahr 
hat wenige Befürworter, welt.de vom 20.01.2004. 

14 Unionsfraktion gegen soziales Pflichtjahr, Süddeutsche Zeitung vom 30.04.2004. 

15 Wenn die Pflege zur Pflicht wird – CDU-Politiker wirbt für verbindliches soziales Jahr/ Skepsis bei Experten, 
Bremer Nachrichten vom 17.11.2012. 
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Dienstpflicht wegen verfassungsrechtlicher Hürden, Undurchführbarkeit aufgrund hoher Arbeits-
losenzahlen und dem bürokratischen und finanziellen Aufwand aus:  http://dip21.bundes-
tag.de/dip21/btd/16/063/1606393.pdf (S. 5). 

Auf die am 20.01.2004 gestellte Große Anfrage „Gegenwart und Zukunft des Zivildienstes“ der 
Fraktion FDP antwortet die Bundesregierung am 19.08.2004 unter Hinweis auf den Abschlussbe-
richt der Kommission „Impulse für die Zivilgesellschaft – Perspektiven für Freiwilligendienste 
und Zivildienst in Deutschland“, dass sie keine Pläne zur Einführung eines allgemeinen Pflicht-
diensts habe: http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/15/036/1503647.pdf (S. 2 f.). 

In ihrer Antwort auf die am 28.04.2004 gestellte Kleine Anfrage „Einführung eines allgemeinen 
Pflichtjahres für Frauen und Männer“ der Fraktion FDP erläutert die Bundesregierung am 02.06.2004 
unter Hinweis auf den Abschlussbericht der Kommission „Impulse für die Zivilgesellschaft – 
Perspektiven für Freiwilligendienste und Zivildienst in Deutschland“, dass sie keine aktuellen 
Pläne zur Einführung eines „Allgemeinen Pflichtdiensts“ habe: http://dip21.bundes-
tag.de/dip21/btd/15/032/1503267.pdf – siehe dazu auch die Antwort der Bundesregierung auf die 
erneute Nachfrage der FDP-Fraktion: http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/15/035/1503566.pdf.  

Auf die schriftliche Anfrage des Abgeordneten Wolfgang Bosbach (CDU/CSU) antwortet die 
Parlamentarische Staatssekretärin Christel Riemann-Hanewinckel am 29.04.2004, dass es keine 
Pläne der Bundesregierung für ein allgemeines soziales Pflichtjahr gebe. Dabei weist sie darauf 
hin, dass die Kommission „Impulse für die Zivilgesellschaft – Perspektiven für Freiwilligen-
dienste und Zivildienst in Deutschland“ keine Empfehlung für ein solches Pflichtjahr ausgespro-
chen habe und es zudem nach Auffassung der Bundesregierung dafür einer Grundgesetzänderung 
bedürfe: http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/15/031/1503119.pdf (S. 19). 

3. Literatur  

Borchard, Michael, Gleichberechtigt wollen alle sein – gleich verpflichtet nicht!? Das soziale 
Pflichtjahr als Baustein einer aktiven Bürgergesellschaft, Die Politische Meinung Nr. 414 (Zeit-
schrift für die Konrad-Adenauer-Stiftung) 2004: http://www.kas.de/wf/doc/kas_4623-544-1-
30.pdf?040608101752.  

Bröhling, Rüdiger, Vom zivilen Kriegsdienst zur allgemeinen Dienstpflicht? Zur Funktion des 
Zivildienstes, in: Kindler/Regelmann/Tullney (Hrsg.), Die Folgen der Agenda 2010 – Alte und 
neue Zwänge des Sozialstaats, 2004, S. 142 -162. 

Anlage 1 

Dreist, Peter, Berufsarmee statt Wehrpflicht und zudem Einführung einer allgemeinen Dienstpflicht? 
– Ein Diskussionsbeitrag zu Aspekten des nationalen Rechts bei einer Änderung der Wehrform 
sowie des nationalen und des internationalen Rechts für die Zulässigkeit einer Allgemeinen 
Dienstpflicht, Die Bundeswehrverwaltung 2004, S.150 ff., 169 ff. und 193 ff. (in der Bundestags-
bibliothek verfügbar). 
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Dreist, Peter, Darf eine allgemeine Dienstpflicht die Wehrpflicht ersetzen? Verfassungs- und euro-
parechtliche Aspekte der Zulässigkeit einer allgemeinen Dienstpflicht, Unterrichtsblätter für die 
Bundesverwaltung 2003, S. 441 - 447.  

Anlage 2 

Kirchenamt der Evangelischen Kirche in Deutschland (Hrsg.), Freiheit und Dienst, Eine Argumen-
tationshilfe der Evangelischen Kirche in Deutschland zur Frage einer allgemeinen Dienstpflicht 
und zur Stärkung von Freiwilligendiensten, EKD-Texte 84, 2006: https://www.ekd.de/down-
load/ekd_texte_84.pdf.  

Koch, Roland, Kitt für die Gesellschaft – Deutschland braucht eine allgemeine Dienstpflicht, 
Zeitzeichen – Evangelische Kommentare zu Religion und Gesellschaft 7/2004, S. 14 f.  

Anlage 3 

Lange, Christian, Sozialer Dienst für freie Bürger, Berliner Republik 6/2003, S. 11 - 13: 
http://www.b-republik.de/archiv/sozialer-dienst-fr-freie-brger.  

Schaaf, Anton/Franz, Andrea, (K)ein Pflichtjahr für junge Menschen? Zur Konjunktur eines Irrtums, 
Arbeitspapier Nr. 11 aus der Reihe „betrifft: Bürgergesellschaft“ vom Arbeitskreis Bürgergesellschaft 
und Demokratie der Friedrich-Ebert-Stiftung: http://library.fes.de/pdf-files/stabsabtei-
lung/02141.pdf.  

Schulz, Sven, Eine Frage der Freiheit, Berliner Republik 1/2004, S. 11 - 13:  
http://www.b-republik.de/archiv/eine-frage-der-freiheit.  

4. Presse  

Minister Caffier fordert soziales Pflichtjahr für alle, Ostsee-Zeitung vom 07.05.2016:  
http://prarchiv.bundestag.btg/PressDok/docview.html;sessio-
nid=B3E3430A3675489418BFA1CA?mode=pressarchive&doclist=DBT:PressArchiveResultServ-
let:result_doclist&n=0&pdf=0.  

CDU fordert ein Pflichtjahr für Jugendliche in der Flüchtlingshilfe, Hannoversche Allgemeine 
Zeitung vom 03.11.2015:  
http://prarchiv.bundestag.btg/PressDok/docview.html;sessio-
nid=060301EA2675C25618BFA1CA?mode=pressarchive&doclist=DBT:PressArchiveResultServ-
let:result_doclist&n=5&pdf=0.  

"Tiefere Diskussion fehlt", Interview: Brigadegeneral fordert soziales Pflichtjahr - auch in der 
Bundeswehr, Hessische Allgemeine vom 21.07.2015:  
http://prarchiv.bundestag.btg/PressDok/docview.html;sessio-
nid=B3E3430A3675489418BFA1CA?mode=pressarchive&doclist=DBT:PressArchiveResultServ-
let:result_doclist&n=5&pdf=0.  
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"Verstoß gegen den Geist des Grundgesetzes" (mit kurzen Positionen von Ulrich Battis, Kristina 
Schröder und Ulrich Schneider), Die Zeit vom 16.10.2014:  
http://prarchiv.bundestag.btg/PressDok/docview.html;sessio-
nid=B3E3430A3675489418BFA1CA?mode=pressarchive&doclist=DBT:PressArchiveResultServ-
let:result_doclist&n=6&pdf=0.  

Haltet zusammen! Wir sind dabei, eine Gesellschaft sozialer Autisten zu werden. Deutschland 
braucht ein soziales Pflichtjahr. Ein Plädoyer, Die Zeit vom 04.09.2014:  
http://prarchiv.bundestag.btg/PressDok/docview.html;sessio-
nid=B3E3430A3675489418BFA1CA?mode=pressarchive&doclist=DBT:PressArchiveResultServ-
let:result_doclist&n=7&pdf=0.  

"Ich bin für eine Dienstpflicht", Der hessische CDU-Spitzenkandidat Franz Josef Jung über kon-
servatives Profil und Probleme in der Pflege, Frankfurter Rundschau vom 03.09.2013:  
http://prarchiv.bundestag.btg/PressDok/docview.html;sessio-
nid=060301EA2675C25618BFA1CA?mode=pressarchive&doclist=DBT:PressArchiveResultServ-
let:result_doclist&n=9&pdf=0.  

Pflegepflichtdienst ohne Mehrheit – Zwangseinsatz in der Altenpflege? Vorstoß des Johanniter-
bundes bleibt bei Parteien ohne Resonanz, Hessische Allgemeine vom 17.11.2012:  
http://prarchiv.bundestag.btg/PressDok/docview.html;sessio-
nid=B3E3430A3675489418BFA1CA?mode=pressarchive&doclist=DBT:PressArchiveResultServ-
let:result_doclist&n=9&pdf=0.  

Wenn die Pflege zur Pflicht wird – CDU-Politiker wirbt für verbindliches soziales Jahr/ Skepsis 
bei Experten, Bremer Nachrichten vom 17.11.2012:  
http://prarchiv.bundestag.btg/PressDok/docview.html;sessio-
nid=B3E3430A3675489418BFA1CA?mode=pressarchive&doclist=DBT:PressArchiveResultServ-
let:result_doclist&n=10&pdf=0. 

Schneider will soziales Pflichtjahr für Jugendliche, Westdeutsche Allgemeine Zeitung vom 
25.06.2011:  
http://prarchiv.bundestag.btg/PressDok/docview.html;sessio-
nid=B3E3430A3675489418BFA1CA?mode=pressarchive&doclist=DBT:PressArchiveResultServ-
let:result_doclist&n=23&pdf=0.  

Jungs Vorschlag für Dienstpflicht vom Tisch, Frankfurter Rundschau vom 22.10.2010:  
http://prarchiv.bundestag.btg/PressDok/docview.html;sessio-
nid=A674B0DB2675C25618BFA1CA?mode=pressarchive&doclist=DBT:PressArchiveResultServ-
let:result_doclist&n=110&pdf=0.  

Ohne Pflichten ist kein Staat zu machen, Handelsblatt vom 31.08.2010:  
http://prarchiv.bundestag.btg/PressDok/docview.html;sessio-
nid=B3E3430A3675489418BFA1CA?mode=pressarchive&doclist=DBT:PressArchiveResultServ-
let:result_doclist&n=29&pdf=0.  
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CDU-Politiker kämpfen für Dienstpflicht, Financial Times Deutschland vom 30.08.2010: 
http://prarchiv.bundestag.btg/PressDok/docview.html;sessio-
nid=A674B0DB2675C25618BFA1CA?mode=pressarchive&doclist=DBT:PressArchiveResultServ-
let:result_doclist&n=33&pdf=0.  

Kein Pflichtjahr – Die Jungen schulden dem Land nichts. Es ist umgekehrt., FAZ-Sonntagszeitung 
vom 29.08.2010:  
http://prarchiv.bundestag.btg/PressDok/docview.html;sessio-
nid=B3E3430A3675489418BFA1CA?mode=pressarchive&doclist=DBT:PressArchiveResultServ-
let:result_doclist&n=31&pdf=0.  

"Allgemeine Dienstpflicht ein Irrweg" – CSU-Generalsekretär Dobrindt geht auf Konfrontation zu 
Vorschlägen aus der CDU, Passauer Neue Presse vom 27.08.2010:  
http://prarchiv.bundestag.btg/PressDok/docview.html;sessio-
nid=A674B0DB2675C25618BFA1CA?mode=pressarchive&doclist=DBT:PressArchiveResultServ-
let:result_doclist&n=42&pdf=0.  

Hängenbleiben an immer denselben Hürden - Im Sommer wird stets gerne das Pflichtjahr aufge-
bracht, doch es wäre im Ernstfall kaum zu realisieren, Süddeutsche Zeitung vom 27.08.2010: 
http://prarchiv.bundestag.btg/PressDok/docview.html;sessio-
nid=A674B0DB2675C25618BFA1CA?mode=pressarchive&doclist=DBT:PressArchiveResultServ-
let:result_doclist&n=47&pdf=0.  

Sozialer Pflichtdienst ist "Schnapsidee" – Ex-Bundesfamilienministerin Renate Schmidt setzt 
stattdessen auf Freiwilligen-Modell, Nürnberger Nachrichten vom 27.08.2010:  
http://prarchiv.bundestag.btg/PressDok/docview.html;sessio-
nid=A674B0DB2675C25618BFA1CA?mode=pressarchive&doclist=DBT:PressArchiveResultServ-
let:result_doclist&n=41&pdf=0.  

Zweifel, die verzweifeln lassen – Angestoßen von den Ministerpräsidenten Roland Koch und Pe-
ter Müller versucht man in der Union, eine klare Haltung zur Idee eines Zwangsjahrs zu finden, 
Süddeutsche Zeitung vom 27.08.2010:  
http://prarchiv.bundestag.btg/PressDok/docview.html;sessio-
nid=A674B0DB2675C25618BFA1CA?mode=pressarchive&doclist=DBT:PressArchiveResultServ-
let:result_doclist&n=44&pdf=0.  

Junge Union verlangt Pflichtdienst, Financial Times Deutschland vom 23.11.2009:  
http://prarchiv.bundestag.btg/PressDok/docview.html;sessio-
nid=A674B0DB2675C25618BFA1CA?mode=pressarchive&doclist=DBT:PressArchiveResultServ-
let:result_doclist&n=72&pdf=0.  

Brauchen wir ein soziales Pflichtjahr?, Rheinischer Merkur vom 03.06.2004:  
http://prarchiv.bundestag.btg/PressDok/docview.html;sessio-
nid=B3E3430A3675489418BFA1CA?mode=pressarchive&doclist=DBT:PressArchiveResultServ-
let:result_doclist&n=64&pdf=0.  
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Unionsfraktion gegen soziales Pflichtjahr, Süddeutsche Zeitung vom 30.04.2004:  
http://prarchiv.bundestag.btg/PressDok/docview.html;sessio-
nid=B3E3430A3675489418BFA1CA?mode=pressarchive&doclist=DBT:PressArchiveResultServ-
let:result_doclist&n=67&pdf=0.  

Staatsrechtler hält soziales Pflichtjahr für zulässig, Der Tagesspiegel vom 20.01.2004:  
http://prarchiv.bundestag.btg/PressDok/docview.html;sessio-
nid=A674B0DB2675C25618BFA1CA?mode=pressarchive&doclist=DBT:PressArchiveResultServ-
let:result_doclist&n=166&pdf=0.  

Vorstoß für soziales Pflichtjahr hat wenige Befürworter, welt.de vom 20.01.2004: 
http://www.welt.de/print-welt/article287526/Vorstoss-fuer-soziales-Pflichtjahr-hat-wenige-Befu-
erworter.html.  

Ministerium: Soziales Pflichtjahr politisch nicht machbar, welt.de vom 19.01.2004: 
http://www.welt.de/politik/article287468/Ministerium-Soziales-Pflichtjahr-politisch-nicht-mach-
bar.html.  

Wohlfahrtsverbände gegen Pflichtdienst, die Tageszeitung vom 27.12.2003:  
http://prarchiv.bundestag.btg/PressDok/docview.html;sessio-
nid=B3E3430A3675489418BFA1CA?mode=pressarchive&doclist=DBT:PressArchiveResultServ-
let:result_doclist&n=123&pdf=0.  

Dienstpflicht für Frauen? Unionsfraktionschef Merz stößt mit Vorschlag auf Ablehnung, Hambur-
ger Abendblatt vom 12.04.2002:  
http://prarchiv.bundestag.btg/PressDok/docview.html;sessio-
nid=A674B0DB2675C25618BFA1CA?mode=pressarchive&doclist=DBT:PressArchiveResultServ-
let:result_doclist&n=195&pdf=0.  

5. Sonstiges 

Perspektiven für Freiwilligendienste und Zivildienst in Deutschland, Bericht der Kommission 
„Impulse für die Zivilgesellschaft“ vom 15.01.2004:  
http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Broschuerenstelle/Pdf-Anlagen/perspektiven-f_C3_BCr-
freiwilligendienste,property=pdf.pdf.  
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